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Geschäftszahl 

Ra 2020/12/0049 

Rechtssatz 

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird gemäß Art. 267 AEUV folgende Frage zur 
Vorabentscheidung vorgelegt:  

Sind Art. 2 Abs. 1 und 2 lit. a und Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 
2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in 
Beschäftigung und Beruf bzw. die Grundsätze der Rechtssicherheit, Besitzstandswahrung und der 
Effektivität des Unionsrechts dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung - wie der im 
Ausgangsverfahren in Rede stehenden - entgegenstehen, wonach einer vormals begünstigten Gruppe von 
Beamten aufgrund der Pensionsanpassung zustehende Pensionsbeträge rückwirkend nicht mehr zustehen, 
und die auf diese Weise (rückwirkende Beseitigung der vormals begünstigten Gruppe durch nunmehrige 
Gleichstellung mit der vormals benachteiligten Gruppe) bewirkt, dass auch der vormals benachteiligten 
Gruppe von Beamten aufgrund der Pensionsanpassung zustehende Pensionsbeträge nicht (mehr) 
zustehen, die der zuletzt genannten Gruppe wegen bereits (wiederholt) gerichtlich festgestellter 
Diskriminierung nach dem Alter - infolge Nichtanwendung einer unionsrechtswidrigen nationalen 
Vorschrift zwecks Gleichstellung mit der vormals begünstigten Gruppe - zugestanden wären? 
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